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Einführung 

„Das Beste taugt nicht für alle, sonst müsste man stets das eigene Recht 
anwenden."1 Gerhard Kegel sieht diese Einsicht als Grund für die Existenz 
von Kollisionsnormen. Da wir nicht meinen, im deutschen materiellen Pri-
vatrecht für alle Konflikte dieser Erde stets das beste Lösungsmodell parat 
zu haben, bedarf es der Kollisionsnormen.2 Mit räumlichen, zeitlichen, 
personalen oder anderen Anknüpfungen wird im deutschen 1PR die Rechts-
ordnung bestimmt, mit welcher der Lebenssachverhalt, das Rechtsverhält-
nis am engsten verbunden ist. Durch diese „engste Verbindung" soll 
grundsätzlich das räumlich beste und nicht das sachlich beste Recht zur 
Anwendung gelangen. Als kollisionsrechtliches Ideal zur Ermittlung der 
Rechtsordnung, zu welcher ein Rechtsverhältnis die engste Verbindung 
aufweist, wird die Verwendung von allseitigen Kollisionsnormen angese-
hen. Diese bestimmen im Gegensatz zu den einseitigen Kollisionsnormen 
nicht allein den Anwendungsbereich des deutschen Rechts, sondern auch, 
wann ausländisches Recht anzuwenden ist. 

Die Kodifizierung des Internationalen Privatrechts im Einführungsge-
setz zum Bürgerlichen Gesetzbuch von 1896 - 1900 schuf ein System aus 
überwiegend einseitigen Normen, d.h. Normen, die lediglich bestimmten, 
wann das deutsche Recht anwendbar ist. Rechtsprechung3 und Lehre4 er-
kannten schnell, dass eine Vielzahl der Normen zu allseitigen Kollisions-
normen erweiterbar ist. Den betreffenden Normen konnte nun durch Ana-
logieschluss eine Aussage darüber entnommen werden, welche Rechtsord-
nung allgemein maßgebend ist. Erst mit der IPR-Reform von 1986 wurden 
die meisten bis dahin einseitig formulierten Normen des Internationalen 
Privatrechts endlich auch normtextlich zu allseitigen Kollisionsnormen 
ausgebaut. Nach wie vor gibt es aber einseitige5 Kollisionsnormen im 

1 Kegel, GS Ehrenzweig, 1976, S. 67. 
2 von BarlMankowski, IPR 1 2 S. 205. 
3 Zum Beispiel RGZ 62, 400 (403); 91, 139 (140 f.); 91, 403 (406 f.). 
4 Vgl. Niemeyer, IPR S. 102 und sich darauf beziehend Melchior, Grundlagen des deut-

schen IPR, S. 58. 
5 Im Gegensatz zum inzwischen von allseitigen Kollisionsnormen beherrschten Interna-

tionalen Privatrecht spielen die einseitigen Kollisionsnormen im Internationalen öf-
fentlichen Recht, besonders im Internationalen Verwaltungsrecht eine weiterhin er-
hebliche Rolle, siehe dazu Soergel-Sonnenberger 12 Einleitung IPR Rdn. 355 ff. 



2 Einführung 

EGBGB. Beispiele dafür sind Art. 13 Abs. 3 S. 1 EGBGB6, nach dem eine 
Ehe im Inland nur in der in Deutschland vorgeschriebenen Form vor einem 
Standesbeamten geschlossen werden kann, Art. 17 Abs. 2, der eine Ehe-
scheidung im Inland nur durch ein Gericht zulässt oder Art. 25 Abs. 2, der 
im Bereich des Internationalen Erbrechts die Möglichkeit der Wahl des 
deutschen Rechts für im Inland belegenes unbewegliches Vermögen eröff-
net. 

In einem System einseitiger Kollisionsnormen war es erforderlich, die 
zu allseitiger Anwendung fähigen Normen von denjenigen, welche keinen 
allseitig erweiterbaren Rechtsgedanken sondern nur eine Anknüpfung für 
das deutsche Recht enthielten, abzugrenzen. Sprachlich erfolgte dies durch 
die Bezeichnung als Exklusivsätze, später als Exklusivnormen. Der Begriff 
„Exklusivnorm" wird zur Umschreibung einer bestimmten Art von Kolli-
sionsnorm in der Lehre jedoch nicht einheitlich verwandt. Teilweise wer-
den die gleichen Normen als besondere Vorbehaltsklauseln7 bezeichnet, 
um eine bestimmte Funktion hervorzuheben. Teilweise werden Exklusiv-
normen mit dem Begriff der besonderen Vorbehaltsklausel8 synonym ver-
wandt. Diese begrifflichen Unklarheiten haben sich bis heute erhalten. Es 
gibt keine einheitliche Definition oder Umschreibung dieser Normen. Ke-
gel9 definiert Exklusivnormen als einseitige Kollisionsnormen, die regel-
widrig die Anwendung des deutschen Rechts ausdehnen. Hingegen sieht 
von Bar10 in ihnen Ausnahmevorschriften von allseitigen Kollisionsnormen 
zugunsten des eigenen Rechts, aber keine einseitigen Kollisionsnormen. 
Nach Sonnenberger" wird durch Exklusivnormen die Anwendung deut-
schen Rechts zugunsten von Inländern sichergestellt. Der Begriff „Exklu-
sivnorm" wird demnach eng oder weit verstanden und der Kreis der darun-
ter fallenden Normen verschieden gezogen.12 Man kann wohl lediglich ei-
nen „harten Kern" an Normen ausmachen, welche fast immer in einer bei-
spielhaften Aufzählung von Exklusivnormen angeführt werden.13 

6 Alle Art. ohne Gesetzesangabe sind solche des EGBGB. 
7 Raape, IPR 5 S. 35 f. und S. 92 mit der Erläuterung in der Fn. 92; Dölle, IPR 2 S. 48, 

112; Siehr, IPR S. 485 f. 
8 So Kropholler, IPR 5 § 36 VIII; Lüderitz, IPR 2 S. 96; aber differenzierend Wolff, 

I P R 3 S. 36. 
9 Kegel/Schurig, IPR 9 S. 303. 
10 von Bar/Mankowski, IPR I 2 S. 14. 
" MüKo-Sonnenberger 3 Einl. IPR Rdn. 433. 
12 Man vergleiche die Aufzählung bei Kegel/Schurig, IPR 9 S. 303: „Art. 10 Abs. 2 S. 1 

Nr. 2 und Abs. 3 S. 2, 13 Abs. 2 und Abs. 3 S. 1, 17 Abs. 1 S. 2 und Abs. 2, 18 Abs. 2 
und Abs. 5, 25 Abs. 2" gegenüber der Nennung bei von Hoffmann, IPR 7 § 4 Rdn 13: 
„Art. 13 Abs. 3 S. 1, 17 Abs. 1 S. 2 und Abs. 2, 25 Abs. 2" und MüKo-Sonnenberger 3 

Einl. IPR Rdn. 443 unter (1): Art. 17 Abs. 1 S. 2 und 18 Abs. 5. 
13 So zum Beispiel Art. 13 Abs. 3 S. 1, Art. 17 Abs. 1 S. 2, Art. 38 a.F. 



Einführung 3 

Diesen Unklarheiten steht auch eine scharfe und pauschale Kritik an 
diesem Normtyp zur Seite. So schreibt Kegel allgemein über diesen Norm-
typ „Sie würden besser fehlen"14 und im Besonderen zu Art. 13 Abs. 2: 
„Dieses Monstrum versteht nur, wer schon weiß, was es meint"15. Die Ex-
klusivnormen trifft der Vorwurf der Überschätzung nationaler Wertungen 
und Interessen.16 Es wird ihnen rechtspolitische Fragwürdigkeit beschei-
nigt, da sie auf einer Schieflage der kollisionsrechtlichen Interessenbewer-
tung17 beruhten. Auch kollisionsrechtlich werden sie als bedenklich ange-
sehen, weil sie als ungehörige Besserstellung eigener Staatsangehöriger 
verstanden werden müssten.18 Der Bestimmung des Anwendungsbereiches 
lediglich des deutschen Rechts durch die Exklusivnormen hält von Bar 
entgegen: „Wo aber eine Regel des Rechtsanwendungsrechts nicht zur all-
seitigen Verwendung taugt, da bricht sie sich an der grundlegenden Über-
zeugung des deutschen IPR, dass eben nicht nur das deutsche Sachrecht 
gerecht ist"19. Und da sie zudem über das Ziel der Wahrung der Mindest-
anforderung der materiellprivatrechtlichen Gerechtigkeit hinausschössen, 
sind sie zu missbilligen20. Nicht zuletzt wird gar von einer Systemwidrig-
keit21 der Exklusivnormen gesprochen. Die angeführten Unklarheiten und 
die an der Existenz von Exklusivnormen generell geübte Kritik machen ei-
ne Auseinandersetzung mit diesem Normtyp mit dem Ziel erforderlich, zu 
klären, welche Kollisionsnormen von einer Exklusivität gekennzeichnet 
sind, sowie die dogmatischen Grundlagen für die Exklusivnormen aufzu-
zeigen. 

14 Kegel, IPR 6 S. 188. 
15 Kegel/Schurig, IPR 9 S. 802. 
16 Kropholler, IPR 5 § 36 VIII. 
17 Kegel/Schurig, IPR 9 S. 303. 
18 Rauscher, IPR 2 S. 40. 
19 von Bar, IPR I (1. Auf lage) S. 197. 
20 Kegel/Schurig, IPR 9 S. 522. 
21 von Hoffmann, IPR 7 § 4 Rdn. 13. 
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Definitionen und Beschreibungen der Exklusivnormen gibt es viele. Da 
es Aufgabe und Ziel der Arbeit ist, die Normen des Internationalen Privat-
recht herauszuarbeiten, welche sich durch eine Exklusivität auszeichnen, 
muss zuvörderst der theoretische Ansatz dargestellt werden, welcher zur 
Bestimmung dieser Normen verwandt wird. 

Die Einseitigkeit der 1900 erlassenen Kollisionsnormen erklärt sich aus 
der Gesetzgebungsgeschichte des Internationalen Privatrechts.22 Der badi-
sche Ministerialrat Gebhard, der 1874 in der Gesetzgebungskommission 
mit der Aufgabe betraut war, den Allgemeinen Teil des BGB unter Ein-
schluss des Kollisionsrechts zu entwerfen, entschloss sich in seinen so ge-
nannten Gebhardschen Entwürfen - von wenigen Ausnahmen abgesehen -
zu allseitigen Kollisionsnormen.23 Bismarck und das Auswärtige Amt 
wünschten jedoch überhaupt keine IPR-Vorschriften, da das Auswärtige 
Amt das IPR theoretisch als Völkerrecht ansah und praktisch die Anwen-
dung deutschen Rechts im Ausland gegen die Anwendung ausländischen 
Rechts im Inland durch Staatsverträge einhandeln wollte.24 In diesem Stre-
ben wollte es nicht schon durch vorhandene deutsche IPR-Normen behin-
dert sein. Die in den Kommissionsentwürfen vorgeschlagene Allseitigkeit 
der Kollisionsnormen wurde, um überhaupt das IPR gesetzlich zu regeln, 
infolge eines Kompromisses im Streit zwischen Juristen und Diplomaten 
geopfert. Das deutsche IPR regelte demzufolge größtenteils nur die An-
wendung deutschen Rechts. Für die deutsche Rechtsprechung bedeutete 
die gesetzliche Einseitigkeit der neu geschaffenen Kollisionsnormen die 
Frage nach der allseitigen Anwendung einer Verweisungsnorm zu stellen 
und zu beantworten,25 sobald entsprechende Rechtsfragen zu entscheiden 

22 Zur Gesetzgebungsgeschichte ausführlich und instruktiv Hartwieg/Korkisch, Die ge-
heimen Materialien zur Kodifikation des deutschen Internationalen Privatrechts 1881 
- 1896, S. 27 ff. Kurz und bestechend bei Kegel/Schurig, IPR 9 S. 204 f. 

23 Die Gebhardschen Entwürfe zeichneten sich zunächst durch eine Vollständigkeit aus, 
die das gesetzlich geregelte IPR bis auf den heutigen Tag nicht erreicht hat. Vgl. von 
Bar/Mankowski, IPR I 2 S. 528. 

24 Hartwieg/Korkisch, Die geheimen Materialien zur Kodifikation des deutschen Inter-
nationalen Privatrechts 1881 - 1896, S. 39 f. 

25 „Unentwegt die Trivialität aussprechen und belegen, dass die gekappten Kollisions-
normen zu allseitigen „auszubauen" seien.", so Kegel/Schurig, IPR 9 S. 205. 
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waren. Sie befand ein System allseitiger Kollisionsnormen für notwendig 
und allein praktikabel und hat aus dem durch das Gesetz gegebenen Bau-
steinen ein Gebäude aufgeführt. 

I. Methodologische Grundlagen 

1. Von der Einseitigkeit zur Allseitigkeit einer Kollisionsnorm 

Soweit die im Einführungsgesetz geschriebenen Kollisionsnormen sich 
darauf beschränkten, eine Regel für den Fall auszusprechen, dass ein Be-
teiligter Deutscher ist oder die Beteiligten Deutsche sind, stand durch deut-
sches Richterrecht fest, dass dem Gesetz nicht nur die Anwendung deut-
schen Rechts für den Fall der deutschen Nationalität des oder der Beteilig-
ten zu entnehmen ist. Aus der Anknüpfung an die Rechtsstellung als Deut-
scher wurde allgemein der Grundsatz der Maßgeblichkeit des Heimatrechts 
entnommen.26 Die enthaltene Bestimmung für Deutsche wurde also ent-
sprechend27 auf Ausländer angewandt. Aus der einseitigen Kollisionsnorm 
wurde ein Verweisungsgrundsatz herausgelesen, nach dem auch die aus-
ländische für die Kollisionsfrage maßgebende Rechtsordnung zu erkennen 
ist. Im Gegensatz zu diesen allseitig erweiterbaren Kollisionsregeln gibt es 
einseitige Normen, aus denen keine allgemeine Verweisungsregel heraus-
gelesen werden kann, da sie eine regelwidrige Ausnahme darstellen. Sie 
sind demzufolge nicht zu einer allseitigen Kollisionsnorm verallgemeiner-
bar. 

Die erste bewusste lückenhafte Lösung im EGBGB ging in ihrer politi-
schen Konzeption davon aus, dass die Aufgabe eines nationalen Kollisi-
onsrechts nur sei, den Anwendungsbereich der eigenen Sachnormen abzu-
stecken. Ein Gesetzgeber überschreite seine Kompetenzen, wenn er auch 
anordne, in welchen Fällen der inländische Richter ein bestimmtes mate-
rielles ausländisches Recht anzuwenden habe, weil das ausländische Recht 
seinen Anwendungsbereich selbst bestimmen müsse. Im Gegensatz zu die-
ser völkerrechtlich, außenpolitisch und nationalstaatlich motivierten Ein-
seitigkeit28, mit der das EGBGB 1896 geboren wurde, hat sich die von 
Gebhard in seinen Entwürfen verkörperte Denkrichtung, die ihrerseits in 

26 Beispielhaft RGZ 62, 400 (403); 91, 139 (140 f.); 91, 403 (406 f.); 125, 265 (268); 
KG JurW 1936, 2470. Vgl. auch die zahlreichen Nachweise aus der Rechtsprechung 
bei Staudinger-Gamillscheg 10/11 für Art. 14 E G B G B Rdn. 5; für Art. 15 E G B G B 
Rdn. 12. 

27 RGZ 62, 400 (403). 
28 von Bar/Mankowski, IPR 1 2 S. 533 bezeichnen es als „Vers tümmelung" . 
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der Tradition Savignys steht, jedoch als stärker erwiesen und durchgesetzt. 
Der Gesetzgeber hat 1986 dann endlich die meisten Normen, die Recht-
sprechung und Lehre ohnehin als allseitige Normen behandelten, auch 
normtextlich als solche ins EGBGB geschrieben, da er die erheblichen Lü-
cken infolge der Einseitigkeit der Kollisionsnormen erkannte.29 Die Allsei-
tigkeit entsprach einer durch die Praxis gefestigten und bewährten Rechts-
tradition30, mit Kollisionsnormen sowohl die Anwendbarkeit des deutschen 
als auch des ausländischen Rechts zu regeln. Die Allseitigkeit der Kollisi-
onsnormen gebietet sich aus der grundsätzlichen Anerkennung der auslän-
dischen Rechtsordnungen als gleichwertig31. Denn Gleichbehandlung ge-
hört zum Wesen des Rechts: Sie ist die Regel, Ungleichbehandlung die 
Ausnahme. Es gibt ein starkes Ordnungsinteresse des Ansehens der 
Rechtsordnung daran, dass nicht die gleiche Behandlung vergleichbarer 
Tatbestände, sondern deren ungleiche Behandlung begründet werden 
muss.32 Genau dieser Gedanke der Gleichbehandlung trägt auch die allsei-
tige Formulierung einseitiger Kollisionsnormen, wenn sie einen verallge-
meinerbaren Rechtsgedanken in sich tragen. Die Unterschiede zwischen 
der gesetzlich allein bestimmten Maßgeblichkeit des deutschen Rechts und 
der nicht geregelten Frage der Anwendbarkeit des ausländischen Rechts 
sind nicht gewichtig genug, um die unterschiedliche Behandlung zu recht-
fertigen, also die aufgestellte Verweisungsregel nicht allgemein anzuwen-
den. Der Rechtsgedanke, der in den Kollisionsnormen bereits angelegt ist, 
wird mit Hilfe des Gleichheitsgrundsatzes im Wege eines Analogieschlus-
ses generalisierend zu Ende gedacht33 und entsprechend auf die Fälle an-
gewandt, welche die für die ratio legis entscheidenden gleichen Merkmale 
aufweisen.34 Die einseitigen Normen, welche keinen generalisierbaren Ge-
danken zu Bestimmung des anwendbaren Rechts in sich tragen, sind frei-
lich einem Analogieschluss nicht zugänglich und stellen sich mithin als re-
gelwidrig dar. 

Der Analogieschluss ist jedoch bei den einseitigen Kollisionsnormen, 
die nicht an die Deutscheneigenschaft anknüpfen, nicht ohne weiteres zu 
ziehen. Bei der Anknüpfung an die Deutscheneigenschaft konnte auf die 
allgemeine Anknüpfung an die Staatsangehörigkeit geschlossen werden. 
Das EGBGB ordnet in einigen Kollisionsnormen die Maßgeblichkeit deut-
schen Rechts aufgrund des Erfüllens bestimmter anderer Tatbestandsvor-

29 BT-Drucks. 10/504 S. 20. 
30 BT-Drucks. 10/504 S. 29. 
31 Zum Gleichheitssatz als Grundlage für die Anwendung ausländischen Rechts Lorenz, 

Zur Struktur des internationalen Privatrechts, S. 60. 
32 Schurig, RabelsZ 59 (1995), S. 242. 
33 Zippelius, Juristische Methodenlehre 8 S. 72. 
34 Niemeyer, 1PR S. 34. 
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aussetzungen an. Dann steht auf der Tatbestandsseite nicht die Staatsange-
hörigkeit (Deutscher) oder der gewöhnliche Aufenthalt (im Inland) - vgl. 
Art. 18 Abs. 5 - sondern auf der Rechtsfolgenseite wird schlicht die Maß-
geblichkeit deutschen Rechts angeordnet - vgl. hierfür Art. 18 Abs. 2. Es 
kann fraglich sein, welcher Anknüpfungspunkt für die Verallgemeinerung 
zu wählen ist. Beispiele hierfür sind Art. 9 S. 2, 18 Abs. 2 oder 23 S. 2. Zu 
der Frage, ob die ratio legis der Norm über die Anwendung des deutschen 
Rechts hinaus eine allgemeine Aussage über die Anwendbarkeit auch aus-
ländischer Rechte tätigen kann, muss bei diesen Normen die Frage hinzu-
treten, in welcher Funktion das deutsche Recht auf der Rechtsfolgenseite 
angeordnet wird. Diese kann sich aus dem Zweck der Anknüpfung der un-
tersuchten Norm ergeben. Näheres kann nur bei der Prüfung der jeweiligen 
Normen ausgeführt werden, da das Herausarbeiten der Funktion, in wel-
cher das deutsche Recht für maßgebend angeordnet wird, eine Bewertung 
impliziert, die von Fall zu Fall divergieren kann. 

2. Interessentheorie und Exklusivnormen 

Die Prüfung einer allseitigen Anwendung einer bisher einseitigen Norm 
setzt voraus, dass die ratio legis dieser Verweisungsnorm bekannt ist. Die 
Frage, warum35 ein bestimmtes Recht angewandt wird, ist zu stellen. Die 
einseitigen Normen sind mithin auf die Interessen zu untersuchen, die hin-
ter ihnen stehen, denn „auch auf dem Gebiet des Internationalen Privat-
rechts führt die Methode der Interessenprüfung zum Ziele"36. 

Die Interessenjurisprudenz geht davon aus, dass das Recht zweckbe-
wusst von Menschen geschaffen wird und dass alle Rechtssätze auf die 
Vorstellung und Verfolgung, die Ausgleichung und Durchsetzung von In-
teressen zurückzuführen sind.37 Jeder Rechtssatz ist auf seinen Interessen-
gehalt zu prüfen, mithin auch die Kollisionsnormen. Die Interessen sollen 
nicht eng, als konkrete Begehrensvorstellungen verstanden werden, son-
dern weit, als die hinter einer Rechtsnorm stehenden teils parallelen, sich 
gegenseitig verstärkenden oder dämpfenden abstrakten gesellschaftlichen 
Kräfte.38 Dabei werden die Interessen nicht konkret ermittelt. Dies wäre in 
den meisten Fällen auch gar nicht möglich, weil sie von den betreffenden 
Personen entweder überhaupt nicht oder nicht einheitlich artikuliert wür-
den. Sie werden abstrakt, präsumtiv und generalisierend festgestellt.39 

35 Kegel, FS Lewald, 1953, S. 279. 
36 Heck, Z H R 38 (1891), S. 306. 
37 Stoll, FS Heck/Rümelin/Schmidt , 1931, S. 65. 
38 Schurig, Koll is ionsnorm und Sachrecht, S. 184 nennt sie die „Vektoren der Rechts-

bi ldung". 
39 Schurig, Koll is ionsnorm und Sachrecht, S. 185. 
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Eine generalisierende Aufstellung der Interessen im Internationalen Pri-
vatrecht ist vornehmlich mit dem Namen Gerhard Kegel verbunden.40 Die 
Arbeiten von Wengler, Zweigert und Beitzke weiterführend, formulierte er 
die internationalprivatrechtliche Interessentheorie. Ausgangspunkt ist da-
bei, dass die internationalprivatrechtliche Entscheidung das materiellpri-
vatrechtlich „bessere" oder „schlechtere" Ergebnis grundsätzlich nichts 
angeht, da eben alle materiellen Rechte als gleichwertig zu behandeln 
sind.41 Das IPR kennzeichnet nicht, dass in abstracto materiell gerechteste 
Recht zu suchen, sondern das räumlich beste, also das Recht der engsten 
Verbindung für maßgebend zu erklären. Kollisionsrechtliche Interessen 
sind auf die Anwendung eines Rechts, nicht auf dessen materielles Ergeb-
nis gerichtet. Infolgedessen ist die materiellprivatrechtliche Gerechtigkeit 
nach der Lehre von der Interessenjurisprudenz von der internationalprivat-
rechtlichen Gerechtigkeit zu unterscheiden. Letztere ist der materiellprivat-
rechtlichen Gerechtigkeit funktionell vorgeordnet.42 Internationalprivat-
rechtliche Interessen sind die Parteiinteressen, Verkehrsinteressen und 
Ordnungsinteressen. Demgegenüber stehen die materiellprivatrechtlichen 
Interessen und Interessen des Staates bzw. öffentlichrechtlichen Interessen. 
Die Aufdeckung weiterer Interessentypen befindet sich noch im Anfangs-
stadium. Wichtige Fortschritte stellen die von Lüderitz herausgearbeiteten 
Ermittlungs-, Anpassungs- und Kontinuitätsinteressen43 dar. Zu denken ist 
ferner an Dispositionsinteressen der Beteiligten. Je „normaler" grenzüber-
schreitender Rechtsverkehr ist, desto größer werden die Erwartungen und 
Interessen der Parteien am internationalen Entscheidungseinklang, welcher 
den Ordnungsinteressen zuzuordnen ist. Vor allem trifft dies auf den gren-
züberschreitenden Verkehr in Staaten zu, deren gemeinsame Zielsetzung 
sich auf Schaffung eines einheitlichen Binnenmarktes und weitgehende 
Bewegungsfreiheit der Bürger richtet.44 Der von Savigny eingeschlagene 
Weg, die Rechtsordnung anzuwenden, mit der eine Rechtsbeziehung ideal-
typisch am engsten verbunden ist, wird mit dem Aufzeigen, der Einteilung 
der Interessen und deren wissenschaftlicher Weiterentwicklung ausgebaut. 

Die internationalprivatrechtliche Gerechtigkeit stellt nur einen Teilas-
pekt einer unteilbaren Gerechtigkeit dar und kann nicht vollständig unab-
hängig von der sachrechtlichen Gerechtigkeit ihre Wirkung im IPR entfal-
ten. Haben die materiellrechtlichen oder politischen Interessen des Forums 
eine genügende Stärke, setzen sie sich gegenüber der Orientierung am 

40 Grundlegend Kegel, FS Lewald, 1953, S. 259 ff. 
41 Kegel, FS Lewald, 1953, S. 271. 
42 Insgesamt dazu Kegel/Schurig, IPR 9 S. 131 ff. 
43 Lüderitz, FS Kegel, 1977, S. 31 ff. 
44 MüKo-Sonnenberger 3 Einl. IPR Rdn. 94. 



10 /. Teil: Grundlegung 

„räumlich" besten Recht durch.45 Die grundsätzliche Vermutung, dass das 
räumlich beste Recht, auch das „gerechteste" ist, wird durch die sich 
durchsetzenden materiellrechtlichen oder öffentlichrechtlichen Interessen 
des Forums widerlegt. Der internationalprivatrechtliche Teilaspekt der Ge-
rechtigkeit muss dann dahinter zurücktreten. Es besteht mithin eine gewis-
se Abhängigkeit der internationalprivatrechtlichen Interessen von den ma-
teriellrechtlichen Interessen, auch wenn diese eine Ausnahme46 bilden. Mit 
dem Durchsetzen der materiellprivatrechtlichen Interessen wird das aus 
Sicht des Forums bessere Recht vorgezogen. Das Vorziehen des besseren 
Rechts ist aber gerade das Gegenteil von IPR, da der kollisionsrechtliche 
Prozess vor dem Ende abgebrochen und durch Rechtspolitik ersetzt wird.47 

Das Vorziehen des forumeigenen Rechts infolge der Stärke der mate-
riellprivatrechtlichen oder öffentlichrechtlichen, staatlichen Interessen stört 
das grundlegende Ideal der Allseitigkeit der Kollisionsnormen, da nicht 
mehr die Rechtsordnungen als gleichwertig angesehen werden.48 Das eige-
ne Recht wird in diesen Fällen als das sachlich gerechtere und bessere 
Recht von vornherein vorgezogen. Einseitige Normen, welche nicht von 
einem verallgemeinerungsfähigen Rechtsgedanken getragen werden, stel-
len eine solche Störung des Ideals der Allseitigkeit aus Gleichheitsgedan-
ken dar. Fraglich ist es, ob regelwidrige einseitige Normen als Ausnahme 
von der Allseitigkeit und die von Kegel formulierten Ausnahmen zu den 
internationalprivatrechtlichen Interessen sich decken. Folge einer solchen 
Parallelität könnte eine Existenzberechtigung49 für die scharf kritisierten 
Exklusivnormen darstellen. Daraus ergäbe sich die Möglichkeit, mit einer 
Interessenanalyse eindeutig festzustellen, wann eine nicht verallgemeine-
rungsfahige Norm vorliegt. Dies klingt angesichts der Uneinigkeit, welche 
einseitigen Normen des EGBGB zu allseitigen Kollisionsnormen auszu-
bauen sind, verlockend. Die Interessenjurisprudenz will den Umgang mit 
dem geltenden Recht auf eine rationale Grundlage stellen und juristische 
Entscheidungsprozesse transparenter machen.50 Doch darf das, was eine 
Interessenanalyse leisten kann, nicht überschätzt werden. 

45 Spickhoff, Der ordre public im internationalen Privatrecht, S. 144. 
46 Kegel, FS Lewald, 1953, S. 277. 
47 Kegel, FS Beitzke, 1979, S. 571. 
48 Anders Joerges, Zum Funkt ionswandel des Koll isionsrechts, S. 168 der eine „gegen-

seitige Gleichstel lung" im Sinne Savignys aufgrund der Anpassung an die gewandel-
ten Bedürfnisse der völkerrechtl ichen Gemeinschaf t als nicht mehr möglich ansieht. 

49 Ebenso wie auch die materiel lprivatrechtl ichen Interessen und Interessen des Staates 
bzw. die öffent l ichrecht l ichen Interessen ihren berechtigten, aber nicht unkrit isierten 
Platz im Kanon der die Koll is ionsnormen beherrschenden Interessen gefunden haben. 

50 Schurig, RabelsZ 59 (1995), S. 235. 
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